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VON BIRGIT HOLZER

Ein Jahr nach der Schließung des wil-
den Lagers im nordfranzösischen
Calais bleibt die Lage ungelöst: Hun-
derte Flüchtlinge, die von hier aus die
illegale Überreise nach Großbritannien
versuchen, kampieren weiterhin in der
Region oder in anderen Hafenstädten.
Im Seebad Ouistreham fürchtet man
nun, ein „kleines Calais“ zu werden.

OUISTREHAM — „Brittany, Britta-
ny“. Mohamed weist mit einem Arm
unbestimmt in Richtung Meer, an des-
sen anderer Seite sein ersehntes Ziel
liegt: Großbritannien. Seit Tagen
streift er durch das nordfranzösische
Hafenstädtchen Ouistreham in der
Hoffnung, irgendwie auch die letzte
Etappe auf seiner Reise zu schaffen,
die ihn von seiner Heimat im Sudan
über Libyen, das Mittelmeer und Itali-
en bis in die Normandie geführt hat.

Fast 190 Kilometer sind es vom
Hafen in Ouistreham bis ins britische
Portsmouth. Es scheint nah und
unüberwindbar weit zugleich für den
jungen Sudanesen. Denn die großen
Fährschiffe, die dreimal am Tag den
Ärmelkanal überqueren, versuchen,
als blinde Passagiere in Lastern mit-
reisende Flüchtlinge abzuwehren –
die wiederum nicht aufgeben.

Einzelnen gelingt trotz der verstärk-
ten Kontrollen die Überfahrt. Wie vie-
le sie sind, weiß man nicht, aber in
wenigen Wochen wuchs die Zahl der
Flüchtlinge in Ouistreham von etwa
einem Dutzend auf 100.

Bekannt ist der 10000-Seelen-Ort
für seine Strände, wo 1944 die Alliier-
ten landeten, um die deutschen Besat-
zer zu besiegen. Nun gibt es die
Befürchtungen, dass sich in dem
beschaulichen Seebad die Situation
von Calais wiederholt, das 350 Kilo-
meter im Nordosten liegt.

Seit Jahrzehnten gilt Calais als
Hauptanziehungspunkt für Flüchtlin-
ge, die Großbritannien ansteuern.
Zeitweise sammelten sich hier bis zu
10000 Menschen, um jeden Tag und
jede Nacht die Reise über den Ärmel-
kanal zu versuchen. Sie hausten in
Behelfsunterkünften am Rande der
Stadt, bis der Staat vor einem Jahr
das unhygienische Riesenlager unter
freiem Himmel auflöste.

Die Flüchtlinge wurden auf rund
450 „Aufnahme- und Orientierungs-

zentren“ in ganz Frankreich verteilt,
wo sie über Asylchancen informiert
wurden. Doch schnell entstanden in
und um Calais neue Ansiedlungen von
Menschen, die um jeden Preis nach
Großbritannien wollen. Immer mehr
weichen auf andere Städte aus – nun
eben auch auf Ouistreham, nach
Calais der zweitgrößte Hafen des Lan-
des. Die Flüchtlinge, allesamt männ-
lich und selten älter als 20, übernach-
ten auf Kartons im Wald.

Nicht tatenlos zusehen
Diese menschliche Not vor seiner

Haustür wollte er nicht tatenlos mit
ansehen, sagt Miguel Martinez. Mit
ein paar Bekannten gründete er vor
kurzem die Gruppe Camo (Collectif
d’Aide aux Migrants à Ouistreham),
die zweimal pro Woche warmes Essen
ausgibt, gespendete Kleider, Schuhe
und Waschutensilien verteilt. All das
passiert auf freiem Feld unweit des
Waldes, damit möglichst wenige
Anwohner schimpfen.

„Wir möchten, dass unsere sudanesi-
schen Freunde wenigstens eine Mini-
malversorgung bekommen“, sagt der

48-Jährige, der zurzeit Arbeit sucht.
Bitten an die Stadt um Toiletten,
Waschmöglichkeiten oder zumindest
eine Wasserstelle seien verlorene Lie-
besmüh: „Wer den Bürgermeister
fragt, spricht mit einer Mauer.“

Dieser wiederum bemüht sich sehr,
nicht wie eine Mauer aufzutreten, son-
dern mitfühlend und standfest zu-
gleich. „Natürlich versteht man das
menschliche Drama hinter jedem
Flüchtlingsschicksal“, versichert
Romain Bail, das 33-jährige Stadt-
oberhaupt. „Aber wenn wir anfangen,
Hilfe zu organisieren, werden es
immer mehr.“ In Caen gäbe es auf
Flüchtlingshilfe spezialisierte Verei-
ne, die er gerne unterstütze.

„Unsere Stadt lebt vom Tourismus
und ich sorge mich um die Saison
2018“, so Bail. „Es gab schon erste
Absagen für Ferienhäuser.“ Die Zahl
der Sicherheitskräfte habe er seit sei-
ner Wahl vor drei Jahren deutlich
erhöhen müssen. Die Flüchtlingskrise
stelle ein internationales Problem dar
– und auch der französische Staat sei
in der Pflicht, der die Städte alleinlas-
se, klagt der konservative Politiker.

Tatsächlich hat Präsident Emmanu-
el Macron zwar angekündigt, bis Jah-
resende dürfe „kein einziger Flücht-
ling mehr auf der Straße schlafen“, al-
le sollten untergebracht und Asyl-
anträge schneller bearbeitet werden.
Doch die Realität ist eine andere. Be-
sonders angespannt erscheint die La-
ge in Paris, wo Menschen unter Brüc-
ken kampieren, denn die Kapazitäten
der beiden neuen Aufnahmezentren
der Stadt reichen längst nicht aus.

Macron bemüht sich derweil um
internationale Lösungen. Ende
August organisierte Paris einen Migra-
tionsgipfel unter anderem unter Betei-
ligung der Präsidenten von Niger und
Tschad. In beiden Ländern arbeitet
die französische Asylbehörde Ofpra
an der Errichtung von Aufnahmezen-
tren, um Asylanträge noch vor Ort zu
prüfen. Frankreich wird laut Macron
bis 2019 rund 10000 Flüchtlinge auf-
nehmen. Für viele bleibt es dennoch
nur ein Durchgangsland; und wahr-
lich kein gastliches. „Frankreich ist
nicht gut. Es gibt hier nichts für uns“,
sagt Mohamed. Und richtet den Blick
wieder aufs Meer.

VON JULIA HORNUNG

Detlef Scheele ist seit Ende März Chef
der Bundesagentur für Arbeit. Seine
Ziele: Prävention in Beratung und Ver-
mittlung, Kooperation mit Kommunen.

NÜRNBERG — Detlef Scheele
guckt gespannt. Beim ein oder ande-
ren Zitat zieht er die Augenbrauen
nach oben, seine Stirn legt sich in Fal-
ten. „Zupackender Pragmatiker mit
Charme“, konfrontiert BR-Redakteu-
rin Kerstin Dornbach, die die Runde
moderiert, den Vorstandsvorsitzen-
den der Bundesagentur für Arbeit mit
einem Zitat aus der Presse. Diese
Beschreibung gefällt Scheele.

Ein anderes Blatt hat ihm einst
einen „Hang zum Groben“ nachge-
sagt, ein weiteres ihn profilierten
Arbeitsmarktkenner genannt. Seit sie-
ben Monaten ist er BA-Chef. Das Amt
hat der frühere Hamburger Sozial-
senator von Frank-Jürgen Weise über-
nommen, der die Behörde 13 Jahre
geleitet hat. Ebenfalls gut 13 Jahre
war Scheele Leiter einer Hamburger
Beschäftigungsgesellschaft. „Bis ich
sage, das geht nicht mehr, muss eini-
ges geschehen“, sagt er.

Eine Anekdote aus dieser Zeit
erzählt er nicht zum ersten Mal, sie
scheint ihm wichtig zu sein, ein Bild

von ihm zu zeigen, mit dem er von der
Öffentlichkeit gesehen werden will:
Während einer Maßnahme für junge
Erwachsene mit üblichen Fehlzeiten
und Fehlverhalten hatte Scheele die
Idee einer „paradoxen Intervention“.
Normalerweise fliegen Teilnehmer ab
einer Fehlquote von 30 Prozent aus
einer Maßnahme raus.

„Ich hab gesagt, das lassen wir jetzt
mal sein. Die Jugendlichen wissen
alle, wie man rausfliegt.“ Und zu den
jungen Leuten: „Wir kommen jeden
Tag zu euch nach Hause und holen
euch ab.“ Man kann das grob und rigi-
de finden, hartnäckig oder „Scheiße“,
wie einer der Jugendlichen. Scheeles
Antrieb war die Idee, keinen zurückzu-
lassen. Die Maßnahme war erfolgrei-
cher als andere.

Visionen für seine Amtszeit
Was sind seine Visionen für seine

nächsten vier Jahre als BA-Chef in
Nürnberg? Mindestens sechsmal an
diesem Abend bemüht Scheele die
Abwandlung einer bekannten Rede-
wendung: „Bevor das Kind in den
Brunnen gefallen ist“.

Daran lässt sich ablesen, welcher
Art die Aufgaben sind, die er in den
nächsten Jahren auf die Bundesbehör-
de zukommen sieht. Die Großwetter-
lage ist gut. 2,45 Millionen Menschen

sind derzeit bundesweit ohne Job. Das
ist der niedrigste Stand seit 1991.
Anstatt Massen zu verwalten, könne
man an der Qualität der Vermittlung
feilen. Die Ausrichtung, die dem
gebürtigen Hamburger diesbezüglich
vorschwebt, lässt sich unter einem
Schlagwort fassen, das an diesem
Abend ebenfalls wiederholt fällt: Prä-
vention. Die soll in mehreren Berei-
chen eine Rolle spielen.

Besonders wichtig ist ihm die
Arbeit mit Langzeitarbeitslosen.
200000 Menschen haben, so Scheele,
eine Vermittlungsperspektive nahe
null. Das hänge auch damit zusam-
men, dass es keine Schnittmenge gebe

zwischen ihnen und neu-
en Arbeitsplätzen, die
entstehen. Arbeitslosig-
keit vererbt sich, davon
ist er überzeugt. Des-
wegen spricht er sich für
ein- bis zweijährige
öffentlich geförderte
Beschäftigungsverhält-
nisse aus, die helfen sol-
len, dieses Erbe zu durch-
brechen.

Auch den Übergang
von der Schule in den
Beruf müsse man beglei-
ten. Berater sollen bun-
desweit in Schulen

gehen. Man müsse junge Menschen
darauf vorbereiten, dass sie in ihrer
Erwerbsbiografie nicht mehr nur
einen Job haben werden, ihnen aber
auch altersgerechte Angebote machen
wie den „What’sMe“-Bot, eine App,
mit der sie mit Berufsberatern chatten
können. In puncto Digitalisierung
sieht Scheele „keine Not, ein Horror-
szenario zu skizzieren“.

Ein ganz wichtiger Aspekt ist ihm
außerdem die Kooperation mit den
Kommunen: Dort ließen sich Synergie-
effekte schaffen. Von Jamaika erhofft
sich der SPD-Mann, dass sich
„jemand das Thema Langzeitarbeits-
losigkeit auf die Fahnen schreibt“.

BRÜSSEL—EU-Vizekommissions-
präsident Andrus Ansip hat den deut-
schen Alleingang im Kampf gegen
Hass und Hetze im Internet kritisiert.

„Es ist wirklich schlecht für die EU,
wenn alle Mitgliedstaaten anfangen,
ihre eigenen Regeln aufzustellen“, sag-
te der für den digitalen Binnenmarkt
zuständige Politiker. Für die Men-
schen und Unternehmen in Europa,
aber auch für globale Plattformen wie
Facebook, Twitter und YouTube wer-
de es sehr schwer sein, unterschiedli-
che Regelwerke zu verstehen. Ziel soll-
te es eigentlich sein, eine Zersplitte-
rung zu vermeiden.

Ansip bezog sich damit auf das neue
deutsche Gesetz zum härteren Vorge-
hen gegen Hass im Netz. Dieses soge-
nannte Netzwerkdurchsetzungsgesetz
war Anfang Oktober mit einer Über-
gangsregelung in Kraft getreten und
soll dazu führen, dass Online-Netz-
werke strafbare Inhalte schneller
löschen. Vom 1. Januar an soll eine
Frist von 24 Stunden oder in kompli-
zierten Fällen von einer Woche grei-
fen. Bei systematischen Verstößen
sind Bußgelder von bis zu 50 Millio-
nen Euro vorgesehen.

Gegen das Wirrwarr
Ob die EU-Kommission nun auf

Basis des deutschen Gesetzes eine
europäische Richtlinie vorschlagen
wird, um ein Regelungswirrwarr zu
verhindern, ließ Ansip offen. Seinen
Worten zufolge soll erst einmal beob-
achtet werden, ob ein vor kurzem prä-
sentierter Leitfaden für Online-Platt-
formen die gewünschte Wirkung
bringt. Er ergänzt einen Verhaltens-
kodex, mit dem sich Facebook, Twit-
ter, YouTube und Microsoft bereits
2016 freiwillig verpflichtet haben,
stärker gegen Hasskriminalität im
Internet vorzugehen.

Der aus Estland stammende
EU-Vizekommissionspräsident äußer-
te zudem die Befürchtung, dass eine
Regelung nach deutschem Vorbild in
anderen Staaten dazu genutzt werden
könnte, die Meinungsfreiheit einzu-
schränken. „Ich mache mir keine Sor-
gen um Deutschland“, sagte er.
Anderswo könnten solche Gesetze
aber in sehr anderer Art und Weise
umgesetzt werden.  dpa

Auf einer freien Wiese, unweit eines Waldes, wo die Flüchtlingen provisorische Schlafquartiere eingerichtet haben, geben
französische Helfer hier Kleidung, Schuhe und Waschutensilien aus.  Foto: Birgit Holzer

Detlef Scheele, Vorstandsvorsitzender der Bundes-
agentur für Arbeit.  Foto: Martin Schutt/dpa

BERLIN — Nach der Freilassung
des Menschenrechtsaktivisten Peter
Steudtner kommen aus Deutschland
verstärkte Forderungen nach einem
politischen Kurswechsel der Türkei.

„Die türkische Regierung darf
Rechtsstaatlichkeit und internationa-
le Kooperationen nicht weiter infrage
stellen“, sagte SPD-Chef Martin
Schulz. In der Freilassung Steudtners
sehe er ein gutes Signal, „mehr aber
auch nicht“. Schließlich habe der Ber-
liner offensichtlich unschuldig in tür-
kischer Haft gesessen.

Steudtner und sieben weitere Men-
schenrechtsaktivisten waren am frü-
hen Donnerstagmorgen aus der Haft
entlassen worden. Ein Gericht in
Istanbul hatte zuvor ihre Freilassung

angeordnet. Steudtner kehrte inzwi-
schen nach Deutschland zurück. Vor-
ausgegangen waren Geheimverhand-
lungen des früheren Bundeskanzlers
Gerhard Schröder (SPD) mit dem tür-
kischen Präsidenten Recep Tayyip
Erdoðan.

Andere Deutsche sind dagegen wei-
terhin in türkischen Gefängnissen,
darunter die Journalisten Deniz Yücel
und Meþale Tolu. „Wir werden uns
selbstverständlich weiter mit aller
Kraft auch für die anderen deutschen
Staatsbürger einsetzen, die aus nicht
nachvollziehbaren Gründen in der
Türkei inhaftiert sind“, sagte Vize-
regierungssprecherin Ulrike Demmer.

Zu Spekulationen über Gegenleis-
tungen für die Freilassung Steudtners
wollte sich die Bundesregierung auf

Nachfragen nicht äußern. „Die Bun-
desregierung ist nicht erpressbar“,
sagte Demmer lediglich. Von türki-
scher Seite war wiederholt unter ande-
rem die Auslieferung von Türken ver-
langt worden, denen eine Unterstüt-
zung des Putschversuchs von 2016 vor-
geworfen wird.

Monatelang in der Sammelzelle
Der Vater Tolus, Ali Riza Tolu, sag-

te gegenüber Bild zu der Vermittlungs-
mission Schröders bei Erdoðan: „Ich
hoffe, dass sie auch über meine Toch-
ter Meþale und Deniz Yücel gespro-
chen haben.“ Er forderte von Deutsch-
land und der EU „mehr Engagement“
in diesen Fällen.

Derweil veröffentlichte das
SZ-Magazin einen Brief Tolus an

ihren zweijährigen Sohn Serkan. Sie
hatte das Schreiben Ende September
im Gefängnis verfasst. Darin heißt es:
„Egal unter welchen Umständen wir
unser Leben in Zukunft führen wer-
den, ob eingesperrt oder in Freiheit,
ich werde immer bei Dir sein und alles
Mögliche tun, damit Du glücklich
bist.“

Das Kind hatte monatelang mit sei-
ner Mutter und 24 weiteren inhaftier-
ten Frauen in einer Sammelzelle
gelebt. In der vorigen Woche konnte
die Familie den Jungen nach Deutsch-
land holen. Tolu war am 30. April in
Istanbul festgenommen worden, wo
sie als Journalistin und Übersetzerin
für die linke Agentur Etha tätig war.
Wie Yücel und Steudtner wird ihr Ter-
rorhilfe vorgeworfen.  afp/dpa

Alleingang sorgt
für Ärger bei EU
Brüssel rüffelt deutsches
Gesetz gegen Hass im Internet

Kleines Seebad wird zum „neuen Calais“
In Nordfrankreich versuchen verzweifelte Flüchtlinge weiter, ins ersehnte Großbritannien zu gelangen

„Bis ich sage, geht nicht mehr, muss einiges geschehen“
Detlef Scheele stellt sich nach sieben Monaten als BA-Chef den Fragen der Journalisten im Nürnberger Presseclub

Herzzerreißender Brief aus dem türkischen Gefängnis
Nach der Freilassung Peter Steudtners schöpft auch die Familie der inhaftierten Journalistin Meþale Tolu Hoffnung
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